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I. Antrag
Die Verwaltung wird beauftragt, die Klagen vom 14. August 2006 gegen den Freistaat Bay-
ern zuriickzunehmen.

II. Begrindung
1. Ergebnis/Wirkungen
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

a) Bisheriger Sachstand:

Die Verwaltung hatte mit Schriftsatz vom 14.08.2006 Klage gegen die aus stadtischer
Sicht unzureichenden Zuwendungsbescheide fiir G8-bedingte Investitionskosten einge-
reicht, vgl. MzK vom 20.09.2006. Verhandlungen zwischen dem Bayerischen Stadtetag
und dem Staatsministerium fur Unterricht und Kultus fihrten dazu, dass Ende des Jahres
2006 eine zusatzliche Foérderung gewahrt wurde. Die Klagen wurden in Héhe des nach-
bewilligten Betrages fur erledigt erklart, im Ubrigen aufrecht erhalten. Aufgrund der hohen
Prozessrisiken haben sich die betroffenen Stadte und Landkreise jedoch schlieBlich da-
rauf geeinigt, dass die Stadt Miinchen zunéchst 2-4 Pilotverfahren durchfiihren soll. Der
HFPA hat deshalb am 21.03.2007 beschlossen, dass die Verwaltung das Ruhen der Kla-
geverfahren beantragen und die Durchfiihrung der Pilotprozesse durch die Landeshaupt-
stadt abwarten soll.

b) Neue Entwicklungen:

Mittlerweile hat die Regierung von Mittelfranken nach Vorliegen der Verwendungsnach-
weise, also der endgliltigen, tatsachlich entstandenen Baukosten, die Erstattungszahlun-
gen endgultig festgelegt und mit den bereits geleisteten Abschlagszahlungen verrechnet.
Es ergibt sich nun folgende Finanzierung:

Schule Gesamtkosten Gesamtforderung Eigenanteil Eigenanteil % Foérderung %

ASG 697.827,83 669.227,00 28.600,83 4,1 95,9
CEG 1.287.066,08 864.221,49 422.844,59 32,85 67,15
ENG 2.833.973,58 2.184.236,18 649.737,40 22,93 77,07
GYF 472.786,25 392.202,43 80.583,82 17,04 82,96
MTG 1.157.311,20 859.407,65 297.903,55 25,74 74,26
OoGY 1.110.109,18 996.022,42 114.086,76 10,28 89,72
Summe 7.559.074,12 5.965.317,17 1.593.756,95 18,82 81,18
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Es ergibt sich also abschlie3end eine Foérderquote von 81,18%. Die urspringlich gewahr-
te Forderung lag noch bei rund 71%, die aufgrund der Nachverhandlungen ergangenen
Zweitbescheide sahen eine Férderung von 77,81% vor. Insgesamt hat sich also die For-
derquote um tber 10% verbessert.

Da sich auch bei der Landeshauptstadt Minchen nach der Endabrechnung eine ginsti-
gere Forderquote ergeben hat, hat deren Stadtrat am 24.03.2010 beschlossen, dass die
Stadt Minchen bei den 28 bereits endabgerechneten G-8-bedingten Baumalnahmen
wegen der Erstattung der Baukosten keine Klage erheben wird. Damit wird es keine Pi-
lotverfahren geben, deren Ausgang zur Verringerung des Prozessrisikos abgewartet
werden sollte.

¢) Auswirkung auf die gerichtlichen Klageverfahren:

Die dargestellten Entwicklungen fihren dazu, dass das Prozessrisiko einer Wiederauf-
nahme der Klageverfahren nun héher einzuschétzen ist. Zum einen kann mangels Pilot-
verfahren jetzt nicht auf einen Prazedenzfall bei der Landeshauptstadt Minchen verwie-
sen werden. Zum anderen fihrt die Erh6hung der Férderquote dazu, dass sich eine
Mehrforderung in der ,Spitze“ immer schwerer begrinden Iasst. Das liegt daran, dass
sich nach Auskunft unseres Schulverwaltungsamtes haufig nicht eindeutig begriinden
lasst, dass ein zusatzlicher Raumbedarf allein durch die Einfilhrung des G 8 bedingt ist.
Vielmehr bestehen h&ufig Mischlagen, so dass ein 100%iger Kostenersatz ohnehin nicht
realistisch ware.

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)
Die immer noch anhéangigen Klagen sollen zuriickgenommen werden. Die Klageverfah-
ren gegen die Forderbescheide waren damit beendet. Nicht betroffen von dieser Be-
schlussvorlage sind hingegen die G-8-bedingten Investitionsfolgekosten und Personal-
mehrkosten. Der diesbezugliche Streit wird bis auf Weiteres fortgefuhrt.

3. Prozesse und Strukturen

(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

4. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Investitionskosten: € bei IPNr.:

Sachkosten: € bei Sachkonto:
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto:
Folgekosten € bei Sachkonto:
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto:

Weitere Ressourcen

Haushaltsmittel

[] werden nicht benétigt
] sind vorhanden auf IvP-Nr.
bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk
[] sind nicht vorhanden
Anlagen:
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lll. Abstimmung

Beratung im Gremium: Haupt-, Finanz- und Personalausschuss am 28.07.2010

Ergebnis/Beschluss:

Die Verwaltung wird beauftragt, die Klagen vom 14. August 2006 gegen den Freistaat
Bayern zuriickzunehmen.

mit 12 gegen 0 Stimmen

gez. ABmus gez. Wdastner
Vorsitzende/r Berichterstatter/in

IV.Beschlusskontrolle

V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang

Seite 3von 3



	OStatus
	Zuständig
	Typ
	Beratungsfolge
	SMC_BM_VOTEXT5
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	Text48
	Anlage
	Gremium
	Datum
	Wortprotokoll
	Text
	AbstimmungK
	Abstimmungsergebnis
	Beschluß

